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Achtes Buch .

Die Freiheit der Religionsgemeinſchaften .
( § 9 des Toleranzantrages . )

§ 47. Landesgeſetzliche Vorſchriften .

Wir betrachten es nicht als unſere Aufgabe , hier eine vollſtändige
und erſchöpfende Darſtellung der landesgeſetzlichen Beſtimmungen zu

geben über die Freiheit der Religionsgemeinſchaften ; einerſeits iſt eine

ſolche in den größeren Lehrbüchern des Kirchenrechts zu finden , anderer⸗

ſeits auch in der Gröberſchen Materialienſammlung ( Seſſ . 1900/03

Nr . 372 ) . Unſere Aufgabe ſoll vielmehr nur eine negative ſein , und

ſich in erſter Linie auf die Darſtellung jener landesgeſetzlichen Be⸗

ſtimmungen beſchränken , welche in offenkundiger Weiſe der Freiheit der

Religionsgemeinſchaften widerſprechen . Selbſtverſtändlich haben hierbei

die Beſtimmungen über die nur geduldeten Religionsgemeinſchaften
den größten Raum zu beanſpruchen . So geſtattet das preußiſche Land —

recht dieſen nur die „freie Ansübung ihres Privatgottesdienſtes “ . Die

Korporationsrechte können dieſe nur durch ein beſonderes Geſetz er —

langen . Eine beſondere Fürſorge hat jedoch Preußen den Altkatholiken

zugewendet ( Geſetz vom 4. 7. 1875 ) ; während ſonſt Leute , die aus

der Kirche ausſcheiden , auch keinen Anſpruch auf das kirchliche Ver —

mögen mehr beſitzen , iſt hierin den Altkatholiken , wenn ſie ſich in

„erheblicher Amah befinden , das Mitbenutzungsrecht der katholiſchen

Kirche und des Friedhofes eingeräumt . Die bayeriſche Verfaſſungs —

urkunde garantiert — „geiſtlichen Gewalt in ihrem eigentlichen Wir —

kungskreis volle Freiheit mit Ausnahme des Placetes “ . Für die prote —
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ſtantiſche Kirche wurde ein Oberkonſiſtorium geſchaffen , das dem Staats —

miniſterium des Innern unterſtellt iſt . ( Edikt vom 26 . 5. 1818 . )
Dieſes Oberkonſiſtorium iſt auf die „ Gegenſtände der inneren Kirche

angelegenheiten , auf die Ausübung des mit der Staatsgewalt verbun —

denen Epiſkopates und die Leitung der inneren Kirchenangelegenheiten

beſchränkt . “ Den Privatkirchengeſellſchaften ſtehen folgende Rechte zu :

a) die Regelung der kirchlichen deee an ſich ,

b) die Vornahme von Taufen , Trauungen und Beerdigungen be —

züglich ihrer durch den aufgenommenen Geiſtlichen

oder Prediger

c) die Erteilung des Religionsunterrichtes durch denſelben an die

zur Gemeinde gehörigen ſchulpflichtigen Kinder .

( Miniſterialerlaß vom 14 . 9. 1849 . )

Nach der Verfaſſungsbeilage dürfen ſie ſich aber der Glocken

nicht bedienen . e ſächſiſche Verfaſſungsurkunde ſpricht dem König

ganz allgemein * Staatsgewalt über die Kirchen “ zu, die durch

das Kultusminiſterium ausgeübt wird . Sein Vereins - und Verſamm —

lungsrecht ( Geſetz v. 22 . 11 . 1850 ) gibt den Verſammlungen „ zur

regelmäßigen kirchlichen Erbauung nach der Verfaſſung der einzelnen

Konfeſſionen “ nicht die Freiheit , welche alle übrigen Verſammlungen

genießen . Für die Diſſidenten iſt zur Ausübung der religiöſen Hand —

lung eine beſondere Genehmigung des Kultusminiſteriums erforderlich ,

auf Grund dieſer Beſtimmung wird ein ſehr heftiger Kampf gegen

dieſelbe geführt , deſſen Einzelheiten in mehreren Fällen das Komiſche

ſtreifen . Nur ein paar Vorkommniſſe .

Am 3. März 1892 wurde dem Baptiſtenprediger Fiehler aus

Niederplanitz ein Strafbefehl von der Amtshauptmannſchaft Schwarzen —

berg zugeſtellt , in welchem ihm wegen groben Unfugs eine Geldſtrafe

von 20 Mark angeſetzt wurde , weil derſelbe bei dem Leichenbegängnis
einer Baptiſtin in Soſa auf öffentlicher Straße „ zum Argernis der

Anhänger der Landeskirche “ die Ausführung von Geſängen geleitet

habe , obgleich nach §S 14 des Regulativs für kirchliche Handlungen bei

Überführung der Leichen von Diſſidenten nach dem Gottesacker die
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Ausführung von Geſängen unzuläſſig ſei . Das Sen Eiben⸗

ſtadt erkannte auf Freiſprechung mangelnden Beweiſes halber .

Am 26 . März 1897 erging vom Annaberg ein Straf —

befehl gegen den Poſ Karl Louis Horn in Cunersdorf ,

in welchem eine Geldſtrafe von 33 Mark gegen denſelben angeſetzt

wurde , weil derſelbe in 88 Fällen ohne Anzeige Verſammlungen zur

eſprechung religiöſer Angelegenheiten zuſammenberufen habe . Dieſe

Strafe wurde bezahlt .

Nicht ohne eine heitere Seite iſt ein Vorgang , über welchen die

Zeitſchrift „ Ebenezer “ ( Hamburg 1890 , S. 80 ) berichtet . Danach wurde8

vor einigen Jahren in Oederan ein lutheriſcher Kaufmann aus Chemnitz ,J

welcher ſich nach einem Teiche erkundigte , um in demſelben ein Bad

nehmen zu können , von einem Gendarmen feſtgenommen wegen des

Verdachts , er ſei ein Baptiſt und wolle in dem Teiche eine Taufe vor —

0nehmen . Er wurde auf das Rathaus vor den Amtmann geführt , einer

Durchſuchung unterworfen und trotz ſeiner Verſicherung , daß der Ver —

dacht grundlos ſei , in Haft genommen , bis auf ein Telegramm ſein

Rechtsanwalt aus Chemnitz erſchien und ihn befreite . „ Jedoch die

Koſten des Verfahrens mußte der Kaufmann noch vor ſeiner Entlaſſung

bezahlen . “

Das badiſche Altkatholikengeſetz ( 15 . 6. 1874 ) beſtimmt eigens :

„ Alle bezüglich der römiſch - katholiſchen Kirche des Landes erlaſſenen

aatsgeſetze finden auch Anwendung auf denjenigen Teil der

atholiken , welcher den vatikaniſchen Konſtitutionen vom 18. Juli 1870 ,

insbeſondere den Lehrſätzen von der „höchſten ordentlichen und un —

nittelbaren Jurisdiktion und von dem unfehlbaren Lehramte “ des

römiſchen Papſtes die Anerkennung verweigert .

Dieſelben ( die ſogenannten Altkatholiken ) erleiden keinen Verluſt ,

der ihnen als Katholiken zuſtehenden Rechte ; insbeſondere bleibt den

Benefiziaten , Präbendaren und den übrigen Inhabern kirchlicher

Amter , ohne Rückſicht auf die Nichtanerkennung dieſer Lehrſätze , der

Genuß ihrer Pfründen und Einkünfte geſichert . “

S

KeN

Den Katholiken ſelbſt wurde das „ Recht “ zugeſtanden , innerhalb

des Kirchſpiels „ eigene kirchliche Gemeinden “ zu bilden , aber nur nach

vorheriger Genehmigung durch die Regierung . Sachſen - Weimar
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1
geſteht zwar ( Geſetz vom 17 . 10. 1823 ) den Katholiken das „freie

ungehinderte Bekenntnis ihres Glaubens und die freie öffentliche Ausübung

ihres Kultus “ zu , beſtimmt aber u. a. daß der Dechant bei ſeinen

jährlichen Viſitationsberichten an die Immediatkommiſſion auch folgende

Fragen zu beantworten hat :

8. Wie das Vernehmen zwiſchen den Pfarrern , Kirchendienern und

Parochianen ?

9. Wie die Amtsführung und das Betragen der Geiſtlichen das

Jahr hindurch ſich bewähret ?

10 . Was ſich überhaupt über den ſittlich - religiöſen Zuſtand der

Pfarrgemeinden ſagen laſſe ?

Die Immediatkommiſſion hat das Recht , eines ihrer weltlichen

Mitglieder dieſer Viſitation beizugeben . „ Sollte der Biſchof oder

deſſen Weihbiſchof in eigener Perſon die katholiſchen Kirchen und

Pfarreien des Großherzogtums viſitieren wollen , ſo iſt dem Landes —

herrn zuvörderſt eine Anzeige hiervon zu machen . Es wird dann

beſtimmt werden , ob auch dieſer Viſitation ein weltlicher Rat bei —

zuordnen ſei . “ ( § 33 . )

Die braunſchweigiſche Landſchaftsordnung anerkennt zwar die

Freiheit der Religionsübung für die Katholiken , aber u. a. ſchrieb bis

zur erſten Beratung des Toleranzantrags das Staatsminiſterium den

katholiſchen Geiſtlichen die Bibelterte vor , welche ſie an Buß - und

Bettagen ihren Predigten zugrunde zu legen hatten . Sachſen - Mei —

ningen hat in ſeiner Verfaſſung vom 23 . 8. 1829 die Beſtimmung :
k irche und ſie

ht unzureichend

„ § 29. Die evangeliſche Kirche iſt die Lande

wird , wenn ihre Dotationen in irgend einer Hinſie

ſind , aus den Landeseinkünften unterhalten . Doch genießen
auch alle anderen Kirchen den Schutz des Staats und volle Gewiſſens

freiheit , inſofern ſie ſich den Geſetzen und Ordnungen des Staats

gemäß bezeigen . Keine vorgebliche Religionsmeinung kann von den

Verbindlichkeiten gegen den Staat entbinden . “

Ahnlich Sachſen - Altenburg :

„§S 128. Die evangeliſch - proteſtantiſche Kirche iſt die Kirche des

Landes .

§ 130. An der Spitze der Landeskirche ſteht der evangeliſch - pro —
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teſtantiſche Regent , welch Staats

Recht der Oberaufſi zum Schutze

hat . 8 Rege nis ändern , ſo werden

die Kirchenhoheitsrechte eine untiſchen Miniſteriun

welches aus mehr Gliedern beſteht , übertragen . “

Ferner verbietet es das „ Auftreten herumreiſender Geiſtlichen

und die Prozeſſion im Freien . Sachſen - Koburg ſpricht die oberſte

Kirchengewalt 45
r die Katholiken dem Landesherrn zu , und ſchließt

7 2auch von Einfluß auf die römiſch⸗katholiſchenjede„ leden
11 5 108
Untertanen im hieſigen Lande aus . “ ( Geſetz vom 3. 5. 1852 . )

5. 11 0Ja es beſtimmt 0„ Es dürfen daher weder päpſtliche Dekrete ,

Bullen , Breven , Reſkripte , Mandate oder andere Expeditionen des päpſt

lichen Stuhles , eines Biſchofs , Pfarrers oder einer anderen Perſon ,
8wie ſie genannt werden mögen , wenn dieſelben auch nur einzelne

Privatperſonen betreffen , noch Dekrete fremder Synoden und allgemeine

Konzilienſchlüſſe ohne ausdrückliche Erlaubnis des Landesherrn ange

nommen , bekannt gemacht , gedruckt oder in Wirkſamkeit geſetzt werden ,
4und ebenſowenig darf bei den öffentlichen Unterrichtsſtunden und Pre

digten etwas , das die Haltung des Gottesdienſtes nicht unmittelbar

ohne vorgängige Genehmigung des Herzoglichen Konſiſtoriums

bekannt gemacht werden . Übrigens darf auch kein auswärtiger

Nuntius , Legat , Vikar , apoſtoliſcher Kommiſſär oder ſonſt eine aus —

wärtige geiſtliche Behörde einigen Einfluß auf die katholiſchen Unter —

tanen des Landes ausüben , und dieſe
. dürfen ohne vorhergegangene

ausdrückliche Genehmigung des Landesher in eine Zuſammenkunft ,

Synode oder andere Bereinigung in kirch licher eme ſich nicht einlaſſen “ .

Sachſen - Gotha aber ſchlägt den Rekord mit folgenden Be —

ſtimmungen vom 23 . Auguſt 1811 :

„ § 9. Es darf daher in allen dergleichen die äußere Verfaſſung der

Kirchengemeinde angehenden Gegenſtänden ſchlechterdings keine Bulle ,

Reſkript , Dekret , Mandat , Proviſion , Signatur , noch irgend eine

andere Ausfertigung des römiſchen Hofes , des Biſchofs , des Pfarrers

oder einer anderen Perſon , wenn auch ſolche nur einzelne Privat —

perſonen betreffen ſollten , angenommen , bekannt gemacht , gedri

oder in Wirkung geſetzt werden , ohne daß der Landesherr ſolche ein

geſehen und autoriſiert habe
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§ 10. Ebenſowenig können Dekrete fremder Synoden und ſelbſt

allgemeiner Konzilien im Lande publiziert werden , bevor die vom
Lande herrn hierzu verordnete Behörde ihre Ubstemittnmneng mit

der Verfaſſung des Staates und

gleichen , ob dabei die öffentliche Ruhe in irge

fährdet ſein möchte , unterſucht und der Landesl

Bekanntmachung autoriſiert hat .

mit ſeinen ſonſtigen Geſetzen , in

N d einer Rückſicht ge—
r die zu erlaſſende

§ 12. Auch kann niemand , er nenne ſich Nuntius , Legat , Vikar ,
apoſtoliſcher Kommiſſarius oder wie er immer wolle , ohne eine gleiche
Autoriſation von ſeiten des Landesherrn , irgend eine A 8Heehensrt des An
' der einen wirkenden Einfluß auf die Untertanen des Staats ausüben .

mallgemeine Zuſammenkunft oder Konzilium ,
ke keine Vereinigung mehrerer in - oder aus
ländiſcher Kirchen darf ohne ausdrückliche vorhergegangene

6Genehmigung des Landesherrn gehalten werden .

Daneben hat noch eine Staatsbehörde zu wachen , daß bei den

„kirchlichen Verhandlungen “ das Gewiſſen der Katholiken „nicht bloß

aus Willkür beunruhigt oder ſonſt etwas vorgenommen werde , was ein

öffentliches Argernis geben könnte . “ Alle Wünſche des Biſchofes von

Paderborn um Beſe

kirchlichen Angelegenheiten angreifen , hatten keinen

ung der Beſtimmungen , die in die inneren

Die evangeliſch - lutheriſche Kirche iſt als Landeskirche auchbezeichnet
in den Verfaſſungen von Schwarzburg - Sondershauſen ältere und

jüngere Linie . Die freie Stadt Lübeck ſchreibt dem katholiſchen Geiſt —

lichen vor , was er an „kirchlichen Feſten , Buß - und Bettagen , allgemeinen

Fürbitten und Kirchenkollekten “ vorzunehmen hat . „ Wie der Geiſtliche

von den Gebräuchen ſeiner Kirche nichts zur öffentlichen Schau bringen ,
alſo auch keinerlei Prozeſſionen , Aufzüge halten darf , ſo ſind ihm ins —

beſondere alle eingreifenden Schritte und Maßregeln zum Zwecke der

Vermehrung ſeiner Glaubensgenoſſen , z. B. durch geſtellte Bedingungen
bei gemiſchten Ehen gänzlich unterſagt . Vielmehr wird derſelbe in

richtiger Würdigung ſeiner ganzen hieſigen Stellung nach allen Kräften
ſich beſtreben , die unter den verſchiedenen Glaubensverwandten beſtehende

Eintracht und Duldung zu erhalten und zu befördern und ſich aller

Handlungen zu enthalten , welche zu einer Störung derſelben Ver —

anlaſſung geben könnten . “ ( Regulativ v. 14 . 7. 1841 )
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Für Elſaß - Lothringen beſtehen noch die franzöſiſchen organiſchen

Artikel vom 8. 4. 1802 , darunter auch folgende :
llle Geiſtlichen haben in der landes„Artikel 43. üblichen geiſtlichen

Tracht ( habill la Franç zu erſcheinen

Die Biſck irfen dieſem Koſtüm tenkreuz und violett

farbene rpfe beifügen .

Artikel 47. Den Spitzen der Zivil - und Militärbehörden ſind ,

ſofern ſie katholiſch ſind , in den Kathedralen und Pfarrkirchen Ehren

plätze einz uUrar

Dieſe knappe Auswahl ſoll ein Bild jener Beſtimmungen geben ,

die in den Einzelſtaaten heute noch zu recht beſtehen , obwohl dieſelben

in der Verfaſſung und in Verträgen , z. B. Rheinbundsakte und deutſche

Bundesakte , die Freiheit der Religionsübung zugeſtanden haben ; um

aber kein Mißverſtändnis aufkommen zu laſſen , ſei nochmals hervor —

gehoben , daß die Darſtellung nicht den Zweck hat , ein erſchöpfendes

Bild zu geben und insbeſondere iſt der etwaige Rückſchluß nicht zu —

treffend , als beſtehe in jenen Staaten , die wir nicht nannten , die

Freiheit der Religionsgemeinſchaften in wünſchenswertem Maße . Zur

Ergänzung dieſes Bildes gehören namentlich auch die landesgeſetzlichen

Vorſchriften in den noch folgenden Kapiteln , z. B. Religionshandlungen ,

Orden , Miſſionen uſw .

§ 48. Landesgeſetzliche Vorſchriften für jüdiſche Kultus —

gemeinden .

Wir haben in dem vorhergehenden Abſchnitt abſichtlich unterlaſſen ,

auf die Beſtimmungen der jüdiſchen Kultusgemeinden überzugreifen ,

weil wir zuerſt diejenigen über die chriſtlichen darlegen wollten . Wenn

man ein Geſamturteil über die ſtaatlichen Vorſchriften gegenüber den

israelitiſchen Kultusgemeinden ausſprechen will , ſo darf man ſagen , daß

auf dieſem Gebiete — wenn wir von den ſtaatlichen Beſtimmungen
über das Ordensweſen abgeſehen — das Staatskirchentum ſeine

wunderlichſten Blüten getrieben hat . Die meiſten deutſchen Bundes —

ſtaaten haben ſich in die Rolle des Ober - Rabbiners derart eingelebt ,

daß ſie ſelbſt Vorſchriften über die innere Geſtaltung des israelitiſchen

Gottesdienſtes geben , die noch weit über die Einmiſchung hinausragen ,
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welche ſich die Katholiken gefallen laſſen müſſen . In den Reihen der

orthodoxen Juden beſteht deshalb auch eine ſehr tiefe Mißſtimmung

gegen dieſes Staatskirchenregiment , eine Mißſtimmung , die in der

OSffentlichkeit deshalb nicht ſo ſehr beachtet wird , weil die ſogenannte

„ jüdiſche Preſſe “ ſich um dieſe Fragen nicht k imert , die orthodoxe

Judenpreſſe aber ſehr wenig beachtet wird . Aus dem bunten Strauß

der Vorſchriften ſeien nur wenige hier wiedergegeben .

Obwohl das preußiſche Landrecht beſtimmt , daß einer geduldeten

Kirchengeſellſchaft die Ausübung der ihren Religionsgrundſätzen ge —
h

geſtattet iſt und trotz der in Artikel 12mäßen Gebräuche ausdrückl

der preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31 . Januar 1850 gewähr —

leiſteten Freiheit der Religionsübung iſt unterm 11 . Januar 19019 *

ein Urteil des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts ergangen , welches

in ſeinen Gründen die Gemeinden für berechtigt erklärt , in den von

ihnen angelegten öffentlichen Schlachthäuſern ſchlechthin

zu verbieten , obwohl die Juden nach jüdiſch - traditioneller Anſchauung

dieſe Schlachtmethode als auf einem bibliſchen Gebot , ſomit auf einer

religionsgeſetzlichen Vorſchrift des Judentums beruhend anſehen . Die

Erteilung des jüdiſchen Religionsunterrichts in deutſcher Sprache ſchreibt
1 fvor : eine kurhe eVerordnung vom 30 . 12. 1823 , das hohenzo llerſche

Geſetz vom 9. 8. 1837 , das holſteiniſche Geſetz vom 14 . 7. 1863 .

Die Genehmigung zur Anſtellung jüdiſcher Religionslehrer wird

che Edikt vom 13 . 1. 1809 ent

hält Beſtimmungen über den Inhalt des jüdiſchen Religionsunterrichts .

ganz allgemein gefordert ; das

Die Haus⸗ und Privatandachten ſind teilweiſe ganz unterſagt , teilweiſe

iſt genau beſtimmt , inwieweit ſolche ſtattfinden dürfen . Für die An —

legung neuer Synagogen wird landesherrliche Genehmigung gefordert .

Das hohenzollerſche Geſetz vom 9. 8. 1837 ſchreibt weiter vor :

§S 40. Neben dem bisherigen Gottesdienſte hat der Rabbiner , oder

dieſer in der Gemeinde nicht anweſend iſt , nach deſſen Anleitung

der Vorſänger , an jedem Sabath einen Vortrag über die Vorſchriften

der Religion und der Sittenlehre zur Erbauung der Erwachſenen ,

und eine katechetiſche Erklärung jener ? j ) riften zum Unterricht der

israelitiſchen Jugend , beides in deutſcher Sprache und in öffentlicher

Synagoge zu halten .
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An beiderlei Vorträgen haben auch die ( verheirateten ſowohl , als

ehmen .unverheirateten ) Frauensperſonen teilzun
An jedem Sabathe , und überhaupt bei jedem feierlichen

' ttesdienſt , iſt auch die Fürbitte für den Landesfürſten
prache vorzunehmen .ie, gleichfalls in deutſcher

D Regierung jene
in beſo

Ebenſo haben auf jedesmalige Anor

außerordentlichen Gebete ſtattzufinden , w ideren Fällen

verlangt werden . “

Am weiteſten dürfte aber ſicher die hannoverſche Synagogen —

ordnung vom 31 . 12 . 1860 gehen , ein ſtaatliches Geſetz , das zuerſt

genau beſtimmt , an welchen Tagen überhaupt Gottesdienſt gehalten

werden darf , die Aufſicht über den Gottesdienſt ordnet , die äußere

Ordnunt desſelben beſtimmt (3. B. , daß jeder in möglichſt angemeſſener

und würdiger Kleidung zu erſcheinen hat ) . Für die Vorbeter wird

beſtimmt :

0„ § 30. Der Vorbeter hat den Gottesdienſt mit Anſtand und ?

zu leiten und alles Störende zu ver

Vortrag der Gebete iſt weder zu übereilen noch unverhältnis

mäßig zu dehnen .

Geſang iſtrofaner und

em Geſange ſind blichen einfachen San

Sehr eingehend ſind die Beſtimmungen über das Vorleſen der

Thora , über das Recht der Thorapflichtigen wird genau beſtimmt ,

Sachſen - Weimar beſtimmt :

8 6. Der jidäſche Gocttes ſt da n

ſcher Sprache gehalten und der Unterrich j

ſoll nur in dieſer ert erden . Es ſin

anderen igions⸗ , Geſe und Schulbüche

ſolche , he bei einem der Oberkonſiſtorien (§S 2) gepr

ſind und von ſolchen die Billigung erhalten haben . “

Juden⸗Ordnung v. 20. 6. 1823 .

Auch ſeine jüdiſche Gottesdienſtordnung vom 7. Mai 1833

hannoverſchen nicht viel nach (3. B. darf der Bräutigam

nicht mit einer höheren Stimme als die andern aufgerufen werden ) .

„ Das Begleiten der nach einer Niederkunft zum erſten Male wieder
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die Synagoge beſuchenden Frauen , ſowie der neuverehelichten Frauen

ſoll fortan höchſtens nur für zwei Verwandte geſtattet ſein . “

Wer dieſe knappe Darſtellung überblickt , wird unſer Urteil zu

Eingang des Kapitels nicht für zu hart halten .

§ 49. Anerkannte Religionsgemeinſchaften .

Der erſte und zweite Toleranzantrag des Zentrums enthielten nun

zur Beſeitigung ſolcher und anderer Ungeheuerlichkeiten folgende Vorſchläge :

„ Religionsgemeinſchaften , welche in einem der Bundesſtaaten vom

Staate anerkannt ſind ( anerkannten Religionsgemeinſchaften ) , ſteht

innerha Reichsgebiets die freie und öffentliche Ausübung

ihres

ſind insbeſondere befugt , überall im Deutſchen Reich

ohne ſtaatliche oder kommunale Genehmigung Gottesdienſte ab

zuhalten , Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben

Glocken anzubringen .

Ihre Religionsdiener dürfen die Religionshandlungen bei allen

Mitgliedern der Religionsgemeinſchaft ausüben

Hiergegen richteten ſich innerhalb und außerl halb des Reichstages

die ſchärfſten Angriffe ; dieſelben bewegten ſich in zweifacher Richtung .

Zunächſt wurde ganz allgemein geſagt : Mit dieſer Beſtimmung ſetzt

ſich das Zentrum in den größten Widerſpruch mit dem § 1 des

Toleranzantrages ; dieſer fordere allgemeine Religionsfreiheit für jeden

Reichsangehörigen , der Artikel 5 ( jetzt 9) aber gebe dieſe nur

den „ anerkannten Religionsgemeinſchaften “ , er wolle alſo ein Privileg

für dieſe ſchaffen . Ja man ging ſo weit , daß man 1 Zentrum

Heuchelei vorwarf und ſagte , hier ſtecke der eigentliche Kern des Ent —

wurfes ; um die individuelle Religionsfreiheit ſei es dem Zentrum gar

nicht zu tun , es benutze nur dieſen als Vorſpann , um volle Freiheit

für die katholiſche Kirche zu erhalten .

Der zweite Vorwurf ging dahin , daß der Entwurf an keiner

Stelle beſtimme , was denn „ anerkannte Religionsgeſellſchaften “ ſeien ,

er ſei ſehr leichtſinnig redigiert . Der Chorführer dieſer Gegner iſt

unzweifelhaft Profeſſor Dr . Kahl , denn deſſen Gedanken finden wir

in den Ausführungen der konſervativen , nationalliberalen , freiſinnigen

und ſozialdemokratiſchen Redner im Parlamente wieder .
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Nun geben wir zu , daß es ein harter Stoß für den geſamten

Toleranzantrag ſein würde , wenn dieſe Einwände nicht widerlegt werden

könnten , wenn auch nur ein Schein derſelben beſtehen bleiben würde .

Die Zentrumsabgeordneten haben aber ſchon im Plenum gegenüber den —

ſelben wiederholt betont , daß 1. der Entwurf in dieſem Punkte für

das Zentrum nicht unabänderlich ſei ; es ſei eben nur ein Entwurf ;

jeder beſſere Vorſchlag werde gern angenommen , auch werde ſich das

Zentrum ſelbſt bemühen , eine Formel zu finden , die hieb - und ſtichfef

ſei ; 2. es müſſe aber alle Erörterungen hierüber in die Kommiſſion

verweiſen , denn dieſe Fragen ſeien ſo ſchwierig und diffizil , daß ſie

im Plenum nicht verhandelt werden könnten .

Nur gegenüber den Haupteinwänden über die Frage der Er —

langung der Rechtsfähigkeit der Religionsgeſellſchaften hat ſich der

Abg . Gröber bereits am 8. Febr . 1905 in folgender Weiſe geäußert :

„ Dieſe Frage ſcheidet für unſeren Antrag vollſtändig aus . han

delt ſich bei unſerem Antrag gar nicht darum , den einze Reli

gionsgemeinſchaften Korporationsrechte , die Rechtsfähigkeit zu

ir haben nicht nötig . Indirekt kann ſchonſchaffen .

onsgemeinſchaft , wenn ſie will , auf einem Umwegeheut 1odheute je

wenigſtens die Rechtsfähigkeit erlangen ;
r von den Vereinigunihre Mitglieder oder ein Teil ihrer Mitglie

iſſig ſind , Gebrauch zu machen . Meine

Sie werden jetzt lachen über das , was ich ſagen werde ,
formen , die reichsrechtlich

den meiſten von Ihnen neu ſein wird : eine Religions

zemeinſchaft braucht , um Geldmittel für ihre Zwecke zu gewinne

bloß eine Aktiengeſellſchaft zu grü

Sehr gut ! in der Mitte . Heiterkeit . )

chtlich gar nicht zu beanſtanden , wenn eine Aktien

den .

Es iſt reichs

geſellſchaft zur Aufbringung der Geldmittel für eine Religionsgemein

ſchaft gegründet wird . Das kann durch keine Behörde verhindert

werden , dazu braucht man auch keine Genehmigung irgend einer

Behörde . Alſo dieſes Recht hat jede Religionsgemeinſchaft ſchon

heute . Die Frage iſt auch bereits in der Fachliteratur behandelt

Wenn Ihnen die Aktiengeſellſchaft nicht paſſend zu ſein ſcheint

können Sie , um die für die Religionsgemeinſchaft erforderlichen

Geldmittel zu ſammeln , auch eine Geſellſchaft mit unbeſchränkter

oder mit beſchränkter Haftung gründen !

( Heiterkeit . Zurufe links .
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— Meine Herren , ich kann doch nur ausſprechen , was unſere Ab⸗

ſicht bei dieſem Antrag iſt ! Sollten Sie der Meinung ſein , daß

es irgendwie an der Formulierung der dargelegten Rechtsgedanken

fehle , ſo erkläre ich Ihnen namens meiner politiſchen Freunde : die

Formulierung geben wir Ihnen ohne weiteres preis ! Wir wollen

eine ſolche Formulierung machen , daß Sie , wenn Sie mit den

erörterten Rechtsgedanken einverſtanden ſind , auch mit der Formu —

lierung einverſtanden ſein können .

( Sehr gut ! in der Mitte . )

Das ſind Faſſungsfragen , und weil es ſich allerdings um ſehr

ſchwierige Faſſungsfragen handelt , deshalb wünſchen wir , daß eine

Kommiſſionsberatung erfolge . “

( 136 . Sitz . v. 8. 2. 1905 , S. 4376 . )

In Deutſchland gibt es bezüglich der Erlangung der Rechtsfähigkeit

der Religionsgeſellſchaften zwei Syſteme ; Profeſſor Dr . Kahl ſagt hierüber

in ſeiner Broſchüre ( S. 38 u. 39 ) :

„ Einen gemeingültigen Begriff der „ anerkannten “ Religionsgemein

ſchaft gibt es nicht im deutſchen Staatskirchenrecht . Es kreuzen

ſich zwei Syſteme . Nach dem einen beſteht die volle Freiheit der

Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften . Dieſe Freiheit bildet einen

Beſtandteil der geſetzlich gewährleiſteten Vereinsfreiheit . Der Rechts —

beſtand einer Religionsgemeinſchaft iſt daher von einer ſtaatlichen

Anerkennung unabhängig ; jede Religionsgemeinſchaft , welche den

beſtehenden Geſetzen gemäß ſich frei gebildet hat , iſt eo ipso eine

„ anerkannte “ . Ob ſie Korporationsrechte beſitze oder nicht , iſt für

dieſe Eigenſchaft gleichgültig . “

Dieſes freiere Syſtem beſteht in Preußen , Württemberg , Baden ,

Heſſen , Oldenburg , Sachſen⸗Koburg - Gotha und Waldeck . Profeſſor

Dr . Kahl ſagt über das zweite Syſtem :

„ Nach dem anderen Syſtem iſt die Bildung einer Religionsgemein —

ſchaft an das Erfordernis ausdrücklicher ſtaatlicher Genehmigung

geknüpft : ſo in Bayern , Sachſen , Braunſchweig , Bremen und ander —

wärts . Nur die , ſei es durch Verwaltungsakt , ſei es durch Geſetz

ausdrücklich genehmigten Religionsgemeinſchaften ſind „ anerkannt “ . “

Der Abg . Gröber führte nun bezüglich der Anſchauung des Zen⸗

trums aus : „ Wir ſind bei unſerem Antrag davon ausgegangen , daß

für die Anerkennung einer Religionsgemeinſchaft die freieſten Voraus —

ſetzungen zuzulaſſen ſind , und wir haben deshalb unſerem Antrag
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diejenige Auffaſſung über den Begriff der „ anerkannten Religions —

gemeinſchaft “ zugrunde gelegt , welcher in dem freier geſinnten Teil der

deutſchen Staaten beſteht . Wir wollen gerade nicht , daß der Staat

in den religiöſen Fragen überhaupt eine Unterſuchung anſtellt , weil

wir der Überzeugung ſind , der Staat iſt nicht dazu berufen , unſere

Bureaukratie hat nicht die Fähigkeit dazu .

( Sehr richtig ! in der Mitte und links . )

Was wir feſthalten , iſt : der Staat hat nur darüber zu wachen , daß

die Religionsgemeinſchaften nicht Abbruch tun den bürgerlichen und

ſtaatsbürgerlichen Pflichten — wie es in § 1 unſeres Antrages nach

dem bekannten Vorgange im preußiſchen Geſetz heißt . Das muß ge —

prüft werden können , und das zu prüfen iſt Recht und Pflicht des

Staates . Führt dieſe Prüfung dazu , daß eine Religionsgemeinſchaft

aus dieſen Gründen nicht beanſtandet werden kann , dann ergibt ſich

als logiſche Folgerung , daß ſie anerkannt iſt . “

( 136 . Sitz . v. 8. 2. 1905 , S. 4327 . )

Allerdings ſind in den geſetzgeberiſchen Kreiſen des deutſchen

Reiches wiederholte Verſuche gemacht worden , nur eine reichsgeſetz —

liche Regelung dieſer geſamten Frage vorzunehmen . Bereits dem

Norddeutſchen Reichstage iſt eine Petition vom Baptiſtenprediger

Lehmann zugegangen mit der Bitte : „ Noch in der jetzigen Petition

ein für alle Bundesſtaaten maßgebendes Geſetz zu beſchließen , nach

welchem Korporationsrechte ſo allgemein verliehen werden , daß auch

die Baptiſten⸗Gemeinden daran Anteil nehmen können . “

( Seſſion 1868 Nr . 89. )

Die Petitionskommiſſion hat ſich zu dem Wunſche auf Erleichterung

der Erlangung der Korporationsrechte ſelbſt ſehr freundlich geſtellt ,

aber beſchloſſen :

„ in der Erwägung , daß die Geſetzgebung über die Erteilung von

Korporationsrechten an religiöſe Geſellſchaften nicht Aufgabe der

Bundesgeſetzgebung iſt , vielmehr in den Bereich der Landesgeſetz

—

gebung fällt, “

zur Tagesordnung überzugehen .
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Dieſer Antrag iſt auch in der 20 . Sitzung vom 10 . Juni 1868

des Norddeutſchen Reichstages angenommen worden . Sofort nach

Gründung des deutſchen Reiches ſind dem Reichstage wiederum ſolche

Petitionen zugegangen . ( 1. Seſſ . 1871 Nr . 64 . ) Die Petitionskommiſſion

war nun der Anſicht , daß der Reichstag jetzt nach Artikel 4 Ziffer 16

der Reichsverfaſſung kompetent ſei , die Erlangung ſolcher korporativen

Rechte in bezug auf ihr Vereinseigentum , wie ſie z. B. Muſeen ,

Schützengeſellſchaften und Sängergeſellſchaften zu erhalten pflegen , vom

Standpunkte der Vereinsgeſetzgebung aus in ſein Gebiet zu ziehen und

zu befürworten . In dieſem Sinne ſind die damals geſtellten Geſuche

als zur Berückſichtigung geeignet erachtet worden . Der Reichstag

iſt in der Sitzung vom 2. Mai 1871 ( Sten . Ber . S. 540 —543 )
dieſen Anträgen dahin beigetreten :

„die gedachten Petionen dem Herrn Reichskanzler zur Berückſich —

tigung zu überweiſen . “

Der Abg . Reichensperger betonte in dieſen Verhandlungen eigens :

„ Ich bin geneigt , über das Bedenken der Kompetenz , obgleich es gewiß

zweifelhafte Seiten darbietet , hinwegzugehen ; auch glaube ich dem

Kommiſſionsantrage inſoweit zuſtimmen zu können , als derſelbe ſich auf

die Baptiſtenprediger oder auf die Baptiſtengemeinden bezieht “ . Am

31 . Mai 1871 hat der Reichstag eine ähnlich lautende Petition

(I . Seſſ . 1871 Nr . 113 III ) auf Antrag des Berichterſtatter

Abg . Probſt ( Zt . ) ebenfalls zur Berückſichtigung überwieſen . Der

Bundesrat gab den Beſchlüſſen keine Folge .

Zum dritten Male befaßte ſich der Reichstag mit dieſer Frage in —

folge der Petition J . Kretſchmer , Louis Raue und Genoſſen , als „ Vor —

ſtand und Alteſten Kollegium der freireligibſen Gemeinde z zu Frankfurta
Die Petenten ſtellten den Antrag , „ in der Überzeugung , daß ein all⸗

gemeines Humanitätsgefühl endlich durch die Landesgeſetzgebung Ausdruck

finden werde “ , „ den freireligiöſen reſp . Diſſidenten - Gemeinden Korpo —

rationsrechte zu gewährleiſten “ . In den Motiven wurde ausgeführt , daß

Vereinen dieſer Art noch immer die Korporationsrechte verſagt , und daß

ſie dadurch außerſtande geſetzt werden , Eigentum zu erwerben . Die

Petition war aber ganz allgemein gefaßt ; ſie verlangte nur „ ein Geſetz “,
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durch welches ihre Korperationsrechte entſtehen ſollen , während doch

nuch ein ſolches Geſetz nicht ohne Erfüllung gewiſſer geſetzlicher Normativ

zatrechtliche Ordnung

ihrer Verhältniſſe und die Erfüllung der von ihnen übernommenen

beſtimmungen zu denken iſt , durch welche die pri

eshalb kam auch die PetitionskommiſſionN 6Verpflichtungen geſichert wird .

zu dem Antrage : Übergang zur Tagesordnung ( IV . Seſſ . 1872 Nr . 40) .

In der 18 . Sitzung am 8. Mai 1872 verhandelte der Plenum hier —

bg. Dr . Erhardüber , nachdem bereits Mai der freiſinnige 2

mit Unterſtützung ſeiner Parteifreunde den Antrag geſtellt hatte :

„Die Petition des J. ſchmer , Louis Raue und Genoſſen zu

der privatrechtlichen

Diſſidenten

zur Berückſichtigung

Frankfurt a. O. , ſoweit dieſelbe Einrä

Befugniſſe juriſtiſcher Perſonen an die

gemeinden betrifft , dem Herrn Reichs

Eut⸗ III. S 372, Nr . 60.

Dazu trat noch der Antrag des Abg .

4 nchte Petition an rberatung

Stellung von

Verhandlungen wurde eigens betont , daß es auf den In⸗

halt der Lehre der Bittſteller nicht ankomme . Der Zentrumsabgeordnete

von Los betonte , daß der Reichstag ſich nicht auf den engen Stand —

punkt des Zivilrichters hier zu ſtellen habe und unterſuchen müſſe , ob

die Klage genügend ſubſtantiviert ſei , er habe vielmehr zu ſagen , ob

ein Mißſtand vorhanden ſei . Dieſer Mißſtand iſt aus dieſer Petition

und aus den Vorträgen , die dahin gehen , daß eben die Diſſidenten —

vereine durch den Mangel an Korporationsrechten außerſtande geſetzt
8werden , Eigentum zu erwerben , und daß ſie infolge dieſes Mangels

an Korporationsrechten durch den Verrat ihres Predigers , ihres Eigen —

tums beraubt worden ſind , um ſo leichter erkennbar , als er ein durch —

aus notoriſcher iſt , er iſt in Hunderten von Petitionen an das Ab —

geordnetenhaus , in Hunderten von Schriften feſtgeſtellt worden . ( S. 295 . )

Er trat denn für den Antrag Bernards ein , dem aber der Abg . Schulze

widerſprach . Der Zentrums - Abg . Dr . Windthorſt hingegen betonte :

„ Dem Antrage des Abgeordneten Dr. Ewald gegenüber möchte ich

bemerken , daß ich bei Behandlung der vorliegenden Frage auf den
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religiöſen Standpunkt , den die betreffenden Petenten einnehmen ,

mich abſolut nicht einlaſſſee . Das iſt ihre Angelegenheit , und ich

habe von dem Standpunkte , welchen ich hier einnehme , über ihre

religiöſen Anſichten als ſolche nicht zu urteilen . Von dem Stand

punkte des Staates kommt es darauf an , daß man dieſen Leuten

wie allen anderen , Gelegenheit laſſen muß , nach ihren Glaubens

ſätzen zu leben , ſo ſehr man auch dieſe Glaubensſätze bedauern mag .

Ich habe allerdings den Wunſch , daß das Geſetz Schulze in einer

Weiſe zuſtande kommen könnte , daß die Diſſidenten hier bei uns

nicht um die privatrechtlichen Korporationsrechte zu petitionieren

haben , weil es bei der Entwickelung der Verhältniſſe auf dem

religiöſen Gebiete ſehr mißlich iſt , daß man ſich in Verſammlungen

wie dieſe mit der Frage beſchäftigen muß , ob es ratſam ſei , einem

religiöſen Vereine dieſe oder jene Art Korporationsrechte zu erteilen . “

( 18. Sitz . v. 8. 5. 1872 , S . 297 . )

Alſo ſchon 1872 ſtellte ſich das Zentrum auf den freieren Stand —

punkt bezüglich der Erlangung der Korporationsrechte . Der Kom —

miſſionsantrag fand jedoch ſchließlich Annahme .

Sofort bei Beginn der Kommiſſionsverhandlungen über

den Toleranzantrag im April 1905 ſtellten ſich die Zentrumsabgeord —

neten auf denſelben Standpunkt wie Windthorſt 1872 und der Abg .

Gröber bereits im Plenum ; ſie betonten : Die Antragſteller ſeien

davon ausgegangen , daß die Frage der Bildung von Religions —

gemeinſchaften und des Verhaltens des Staates zu denſelben möglichſt

auf dem Standpunkte der Freiheit geregelt werden ſolle . Die Staats —

behörde ſolle nicht zu einer Prüfung und Entſcheidung über religiöſe

Fragen berufen ſein , ſoweit nicht allgemeine ſittliche Verpflichtungen

eine ſolche Entſcheidung forderten . In § 1 ſei die Freiheit der Reli —

gionsübung für die einzelnen feſtgelegt , ſoweit nicht bürgerliche Ver —

pflichtungen in Betracht kämen ; derſelbe Grundſatz ſolle durch §S 9 für

die Gemeinſchaften eingeführt werden . Um aber allen Einwendungen

gegen den Antrag die Spitze abzubrechen , ſtellten die Abg. Gröber und

Dr . Pichler am 4. April 1905 in der Kommiſſion den Antrag :

„ Religionsgemeinſchaften , deren Lehren und Satzungen den Reichs —

ſtrafgeſetzen nicht zuwiderlaufen , iſt die freie und öffentliche Aus

übung der Religion geſtattet . “
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Hier nun war es , wo von konſervativer und nationalliberaler

Seite der Einwand erhoben wurde , daß dieſer Artikel die Aufſicht

des Staates über die Kirchen beſeitige ; demgegenüber ſtellten die

Zentrumsabgeordneten feſt : Die Privilegierung einzelner Kirchen und

die Feſtlegung der Rechte und Pflichten des Staates gegen dieſe privi —

legierten Kirchen liege auf dem Gebiete des Landesrechts und werde

) dieſe Beſtimmungen nicht berührt . In Preußen würde alſo die

Privilegierung der beiden Landeskirchen bleiben und ebenſo die Rechte

wie auch die finanziellen Verpflichtungen des Staates gegenüber der

evangeliſchen und katholiſchen Kirche . Hier ſolle nur das Minimum

deſſen feſtgeſetzt werden , was an Freiheit der Religionsübung allen

—privilegierten wie nicht privilegierten — Kirchen zu gewähren ſei .

Der Antrag wolle die in verſchiedenen Staaten diesbezüglich beſtehen —

den kleinlichen Beſtimmungen beſeitigen , z. B. daß in Mecklenburg für

jede Meſſe Genehmigung eingeholt werden müſſe . Wenn man die

Vereinigung zu Religionsgemeinſchaften geſtatte (§S 1) , ſo müſſe man

ihnen auch einen Rechtsboden geben ; deshalb ſei §S 9 nur die abſolut

notwendige Konſequenz aus §S 1. 8 9 beſtimme nur die Freiheit der

Ausübung des Kultus ; das ſei ein Grundrecht , welches man jeder

Religionsgemeinſchaft gewähren müſſe . Man müſſe denſelben gewähren ,

Gottesdienſt zu halten , Gebäude dafür zu errichten , auch außerhalb

dieſer Gebäude die religiöſen Heilmittel zu ſpenden ; es ſei gar nicht

einzuſehen , wie dadurch die privilegierten Kirchen in ihren Rechten

beeinträchtigt werden könnten .

Zur Unterſtützung dieſer Anſicht können wir auf die bereits

( S. 99 und 100 ) mitgeteilte Auslaſſung des Biſchofs Frhn . v. Ketteler

hinweiſen . Der natlib . Abg . Dr . Hieber hat am 18 . Febr . 1905

ſich ähnlich folgendermaßen geäußert :
„ Wenn § 1 beſagt : jedem Reichsangehörigen ſteht Religionsübung

uſw . frei , ſo iſt jede Religionsgemeinſchaft geſetzlich anerkannt , und

es ſteht dem Staate gar nicht mehr frei , Religionsgemeinſchaften

anzuerkennen oder ihnen die Anerkennung zu verweigern . “
( 142 . Sitz. v. 18. 2. 1905

Der Antrag Gröber - Dr . Pichler fand mit großer Mehrheit An —

nahme ; er beſeitigt alle jene Schwierigkeiten , die man gegen den Antrag
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überhaupt erhoben hat und er ſchließt von der Freiheit der Religions —

übung keine Religionsgeſellſchaft aus . Gleichzeitigſicherterauch das Zentrum

gegen den bereits erhobenen Vorwurf , daß es ſelbſt die Mormonnen

im Reiche zulaſſen wolle , da bekanntlich Vielweiberei im Strafgeſetz —
buch als Bigamie verboten iſt . Das „ Lexikon von Oder und Frage —

zeichen “, das Profeſſor Kahl in dem Antrage findet , iſt nun ganz ver —

ſchwunden und da er auf dieſe juriſtiſche Seite ſo viel Wert legt ,

wird er nun auch ſeinen D egen einſtecken müſſen !

§ 50 . Freiheit der Religionshandlungen
* Werkes iſt Aef hin⸗

gewieſen worden , daß in einer Reihe von Einzelſtaaten die

Religionshandlungen ſelbſt anerkannter Religionsgemeinſchaften nicht

ig

Schon an mehreren Stellen die

frei zugelaſſen ſind ; es ſeien hier nur genannt die Verbote des Leſens

von hl . Meſſen in Mecklenburg , aller kirchlichen Amtshandlungen
durch nicht zugelaſſene Geiſtliche in Braunſchweig , ganz abgeſehen von

den Verboten über die Prozeſſionen uſw . Wenn wir uns nur ein

wenig über dieſen Punkt in den Landesgeſetzen umſehen , finden wir

eine Anzahl ſehr einſchneidender Beſtimmungen. Während das preußiſche

und bayeriſche Vereinsgeſetz Prozeſſionen und Wallfahrten ohne weiteres

zulaſſen , fordert das holſteiniſche Geſetz vom 7. Juli 1863 und das

heſſiſche Geſetz vom 23 . Febr . 1850 die vorherige Genehmigung der

Umzüge ; Sachſen - Koburg verbietet direkt „öffentliche Umzüge “ ( Regu⸗
lativ v. 24 . 6. 1813 ) , ebenſo Sachſen - Gotha ( 23. 8. 1811 ) , ebenſo

Elſaß - Lothringen für Städte , in welchen ſich Kirchen verſchiedener

Konfeſſion befinden (8. 4. 1802 ) .

Das preußiſche Landrecht behält dem Staate die Anordnung

„öffentlicher Bet - , Dank - und anderer außerordentlicher Feſttage “ vor ;

ebenſo die baheriſche Verfaſſungsurkunde ( § 55 der zweiten Beilage )

und Sachſen - Weimar . Sachſen hat in ſeinem Geſetze vom 23 . 8. 1876

die Beſtimmung :
„ § 6. Dem Könige ſteht zu, in den katholiſchen Kirchen des König

reichs Feierlichkeiten und Gebete zu verlangen und , vorbehältlich der

beſonderen Einrichtungen des katholiſchen Gottesdienſtes , über die

Art ſolcher Feierlichkeiten zu beſtimmen . “
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Sachſen⸗Weimar , Baden und Mecklenburg - Schwerin ſchreiben die

Bittgebete und Fürbitten vor . Ebenſo werden der katholiſchen Geiſt

lichkeit in Mecklenburg - Schwerin die vom evangeliſch - lutheriſchen Ober —

kirchenrat aufgeſtellten Predigttekte für die Buß⸗ und Bettage vom

Miniſterium alljährlich zugeſtellt .

Sachſen - Koburg beſtimmt in ſeinem Regulativ vom 24 . Juli 1813

„ § 6. Was den äußeren Kultus der römiſch - katholiſchen Kirchen

gemeinde betrifft , ſo ſteht dem Pfarrer derſelben zwar zu, dieſen

äußeren Kultus anzuordnen , und die deshalb nötigen Einrichtungen

zu treffen , es iſt derſelbe jedoch verpflichtet , dieſe Einrichtungen

nicht nur ſo zu machen , daß ſolche mit den beſtehenden Geſetzen

und Anordnungen des Staats nicht in kommen , ſondern

es hat derſelbe auch alles , was er hierunter vorzunehmen gedenkt ,

zuvörderſt dem Herzoglichen Konſiſtorium zur Penste und Ein

holung der landesherrlichen Entſchließung berichtlich vorzulegen .

§ 11. Alle Feſte und die allgemeinen Buß - und Bettage werden

in der katholiſchen Kirche wie in der proteſtantiſchen , inſofern ſie

der letzteren nicht eigentümlich ſind , nach den beſtehenden Vor

ſchriften des Landes gefeiert . Sollte die katholiſche Gemeinde außer

dieſen für ſich beſonders ein elmäßig zu feiern wünſchen ,

ſo hat ſie bei dem Herzoglichen Konſiſtorium als der be

ſtellten Behi anzuzeigen und deshalbige Genehmigung zu er

warten .

§. 12. Die Liturgie und der Katechismus , welche in der

katholiſchen Kirche gebraucht werden ſollen , iſſen zuvörderſt dem

Landesherrn zur Beurteilung , ob ſolche mit den be

des Staates ſich nicht im Widerſpruch be

Henehmigung vorgelegt werden . In dem gewöhn
lichen Kirch iſt , wie in den proteſtantiſchen Kirchen , für den

Landesherrn und deſſen fürſtliche Familie zu beten , und die außer

ordentlichen im Lande * Gebete ſind in der katho

liſchen Kirche wie in der proteſtantiſchen zu verleſen , weshalb der

katholiſche Pfarrer die Anordnungen des Herzoglichen Konſiſtoriums

ſtehende

finden , und zi

zu erwarten und zu befolgen hat . “

In Sachſen - Gotha beſtehen ganz ähnliche Beſtimmungen mit dem

zuſatz für katholiſche Prieſter :

„ § 26. Die geiſtlichen Perſonen haben ſich bei übung der gottes

dienſtlichen Handlungen der herkömmlichen Kleidung zu bedienen ;

außer ihren Amtsvorrichtungen hingegen haben ſie ſonſtige an
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ſtändige und ihren Verhältniſſen angemeſſene

Kleidung von dunkler Farbe zu tragen , und dürfen die Pfarrer

Usbeſondere ſich hierbei keiner Auszeichnung , die nur den Biſchöfen

zukommt , anmaßen . “

Regulativ v. 23. 8. 1811 . )

Elſaß⸗Lothringen hat aus den einheimiſchen Artikeln noch folgende

Vorſchriften :
„ Artikel 39 . Für ſämtliche katholiſche Kirchen Frankreichs ſoll nur

eine Liturgie und ein Katechismus beſtehen .

Artikel 41 . Ohne Erlaubnis der Regierung darf außer dem Sonn

tag kein Feiertag eingeführt werden .

Artikel 42. Die Geiſtlichen bedienen ſich bei den religiöſen Feier

lichkeiten des ihrem Amte entſprechenden Gewandes und Schmuckes ;

unter keiner Vorausſetzung dürfen ſie die den Biſchöfen vorbehalte —

nen Farben und Rangzeichen anlegen .

Artikel 49. Wenn die Regierung öffentliche Fürbitten anordnet ,

ſo hat ſich der Biſchof mit dem Präfekten und dem Platzkomman

danten wegen Tag , Stunde und Art der Ausführung ins Benehmen

zu ſetzen .
Artikel 51 . Die Pfarrer ſollen in den Unterweiſungen , welche

ſie bei den feierlichen Pfarrmeſſen erteilen ( prone ) , für die Wohl —

fahrt der franzöſiſchen Republik und für die Konſuln beten und

beten laſſen . “
Wenn wir nun noch auf einzelne Religionshandlungen näher

eingehen , ſo iſt bezüglich der Spendung der hl . Taufe beſtimmt : In

Sachſen finden ſie in Miſchehen durch den Geiſtlichen der Konfeſſion

des Vaters ſtatt , falls nicht eine Vereinbarung der Eltern das Kind

der Konfeſſion der Mutter zuweiſt ( Geſetz vom 1. 11 . 1836 ) . Un -

eheliche Kinder ſind daſelbſt ſtets von dem Geiſtlichen der Konfeſſion

der Mutter zu taufen , ſelbſt wenn dieſe Kinder von dem einer anderen

Konfeſſion angehörigen unehelichen Vater in deſſen Konfeſſion erzogen

werden ſollen und alle geſetzlichen Vorausſetzungen zur Erziehung in

dieſer anderen Konfeſſion vorhanden ſind .

Für Braunſchweig beſtimmt das Geſetz vom 18 . Mai . 1864 :

„ § 5. Von allen durch katholiſche Geiſtliche zu vollziehenden

Taufen . . . haben die Beteiligten dem inländiſchen evangeliſch

lutheriſchen Pfarrer , deſſen Parochie ſie örtlich angehören , zur

Kenntnisnahme Meldung zu machen . Es wird von demſelben über
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die Meldung ſchriftliche Beſcheinigung erteilt , und dürfen die er —

wähnten kirchlichen Handlungen vor Beibringung der letzteren nicht

vorgenommen werden , widrigenfalls ſowohl der katholiſche Geiſtliche ,

als die Beteiligten , und zwar bei Taufen die Eltern reſp . Vor

münder . . . der Beſtrafung nach Maßgabe von 8 67 des Polizei —

ſtrafgeſetzbuches verfallen . “

Artikel 7 des bekannten inzwiſchen geänderten Katholikengeſetzes

vom 10 . Mai 1867 beſtimmte :

„ § 7. Kinder , welche an anderen als den im §S 1 unter La be

ſtimmten Orten in einer Miſchehe geboren und nach den Beſtim

mungen des §S5 katholiſch zu erziehen ſind , hat gleich den in

der Ehe katholiſcher Eltern oder von unehelichen katholi

ſchen Müttern an ſolchen Orten geborenen Kindern der evange

liſchee Pfarrer zu taufen , ſelbſtverſtändlich ohne Konſequenz für

ihre religiöſe Erziehung .

Die Beſtrafung katholiſcher Geiſtlicher wegen Vornahme von

Taufen ohne vorgängige Anmeldung bei dem zuſtändigen evangeliſchen

Pfarrer wird ohne Rückſicht auf Notfälle mit aller Strenge durch —

geführt . Dem katholiſchen Paſtor S . in Helmſtedt wurde im März

1890 angezeigt , daß am folgenden Sonntag ein Kind aus gemiſchter

Ehe Vater katholiſch — von Königslutter , welcher Ort 15 Kilo

meter von Helmſtedt entfernt iſt , zur Taufe gebracht werden ſolle .

Paſtor S. ſchrieb ſofort an den Vater des Kindes , daß derſelbe den

Anmeldeſchein ſeitens des Superintendenten zu Königslutter mitzubringen

habe , widrigenfalls er die Taufe nach braunſchweigiſchem Geſetz nicht

vollziehen dürfe . Der Vater des Kindes , welcher dazwiſchen erkrankt

war , beſorgte den Schein nicht . Gleichwohl wurde das Kind zur

Taufe gebracht , und da der Pate des Kindes viele Meilen Wegs

gekommen war , auch das Wetter an dieſem Tage das denkbar ſchlechteſte

war , hielt es Paſtor S . für ſeine Gewiſſenspflicht , die Taufe vor —

zunehmen . Für dieſe Verfehlung hatte er nach einem Urteil des

Schöffengerichts eine Geldſtrafe von 40 M. und die Koſten des Ver —

fahrens im Betrage von 21 M. zu bezahlen .

Der katholiſche Geiſtliche K. in Harzburg wurde im Jahre 1885

wegen drei Fälle der Vornahme einer Taufe ohne ſchriftliche Be —
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ſcheinigung der geſchehenen Anmeldung bei dem evangeliſchen Pfarrer

vom Schöffengericht zur Bezahlung von 84 M. 20 * Strafe und

Koſten verurteilt . In zweien dieſer Fälle handelte es ſich um die

Nottaufe von Kindern aus rein katholiſchen Ehen ; eine Anmeldung

bei dem evangeliſchen Pfarrer war wegen Gefahr im Verzuge nicht

möglich . Als der Angeklagte dies zu ſeiner Verteidigung vor dem

Schöffengericht geltend machte , erklärte der Richter , die Not könne hier nicht

in Betracht kommen , da ja der zuſtändige evangeliſche Geiſtliche ebenſo

raſch hätte gerufen werden können , wie der katholiſche .

In Sachſen - Koburg beſtimmt das Regulativ vom 24 . Juni 1813

für die kirchliche Verfaſſung der katholiſchen Glaubensgenoſſen im

Herzogtum Koburg:

„ § 30. Die außerhalb der hieſigen Stadt im Lande wohnenden

katholiſchen Glaubensgenoſſen verbleiben derjenigen Parochie , in

welcher ſie ihren Wohnſitz haben , auch fernerhin angehörig und

haben daher auch die eigentlichen Parochialhandlungen „5 als Taufe ,

Trauung , Begräbnis lediglich in der Parochie ihres Wohnortes

und von dem Pfarrer desſelben verrichten zu laſſen . Dahingegen

bleibt ihnen unbenommen , nicht nur den Gottesdienſt der in der

hieſigen Stadt wohnenden Katholiken zu beſuchen und das Abend —

mahl daſelbſt zu genießen , ſondern es wird ihnen auch nachgelaſſen ,

ſich in ihrem Wohnorte ſelbſt bei Krankheits - oder anderen als den

oben erwähnten Parochialfällen des Beiſtands des hieſigen katho

liſchen Geiſtlichen zu bedienen . “

Ahnlich lautet es in Sachſen - Gotha ; erſt im Jahre 1868 iſt

dieſe Vorſchrift dahin abgeändert worden , daß

1. die katholiſchen Glaubensgenoſſen , welche außerhalb der Stadt

Gotha im hieſigen Herzogtum wohnen , befugt ſein ſollen , nach

ihrer freien Wahl auch die eigentlichen Parochialhandlungen :

Taufe , Trauung , Begräbnis , entweder von dem proteſtantiſchen

Pfarrer ihres Wohnortes oder — gleich den in der Stadt

wohnenden Katholiken — von dem Geiſtlichen der katholiſchen

Gemeinde in der Stadt Gotha , ſofern derſelbe ſich hierzu bereit

findet , verrichten zu laſſen , und daß
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2. dann , wenn nach der eben getroffenen Beſtimmung die Parochial

88

handlung von dem katholiſchen Geiſtlichen verrichtet wird , der

proteſtantiſche Weiſtlichedes Wohnortes und beziehentlich der

daſige Schullehrer auf Stolgebühren keinen Anſpruch haben ſoll .

Für die Aufgebote und Trauungen iſt in Mecklenburg

Schwerin beſtimmt , daß

„J. Die Proklamation katholiſcher Brautleute , ſobald beide

oder einer von ihnen ſich zur Zeit ſolcher Proklamationen außer
halb Unſerer Stadt Schwerin weſentlich aufhalten , nach

vor in einer lutheriſchen Kirche geſchehen ſoll , ſo lange
in Unſeren Landen , außerhalb gedachter Unſerer Stadt Schwerin ,
keine katholiſche Kirche gibt . Hingegen wenn beide Brautleute

katholiſch ſind ,
ſich in der adt Schwerin weſentlich auf

halten , die Proklam nicht in der lutheriſchen , ſondern

bloß in der katholi beſche 0
dem e Prediger ſodann unter allen Umſtär

ſchließlich überlaſſen

die Kopulat

en aus

den ſoll . Daß ferner

II. wenn nur einer der Brautleute katholiſch - und der andere luthe
riſcher Religion iſt , es

ſoll , ſich von dem einen oder der anderen 9

kopulieren zuenl

IV. den katholiſchen vohnern Unſerer Lande die öffentliche Be

erdigung ihrer Glaubensgenoſſen , nach den Gebräuchen ihrer

Kirche , auf dem Kirchhofe einer jeden Stadt - und Landgemeinde
oder auch die Anlegung eines beſonderen Kirchhofs auf .
eigenen Koſten , verſtattet ſein ſoll ; nur daß ſie dabei allen in
Unſeren Landen beſtehenden poliz
werfen müſſen ;

1 Anordnungen ſich unter

Verordnung v. 25. 1. 1811

Was endlich die Beerdigungen betrifft , ſo hat das braun

ſchweigiſche Katholikengeſetz von 1867 in ſeinem Artikel 17 beſtimmt :

„§S 17. Wenn unter dienſtlicher Mitwirkung eines katholiſchen Geiſt
lichen ein Begräbnis an anderen , als den im §S 1 unter La bezeich
neten Orten Braunſchweig , Wolfenbüttel , Helmſtedt ſtattfinden ſoll
ſo muß von einem ſolchen Begräbniſſe dem evangeliſchen
Pfarrer zuvor Meldung gemacht , und von demſelben über

dieſe ſowohl , als auch darüber ſchriftliche erteilt ſein
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daß der Beerdigung rückſichtlich der im § 138 des Po lizeiſtrafgeſetz —⸗

buchs enthaltenen Beſtimmungen Bedenken nicht entgegenſtehen , reſp .

zu einer ſtillen Beerdigung ( § 18) die Erlaubnis beigebracht ſei ,

widrigenfalls von dem bei dem Begräbnis fungierenden katholiſchen

Geiſtlichen eine Geldbuße von zehn Talern verwirkt ſein ſoll . “

Dem katholiſchen Geiſtlichen zu Holzminden wurde von dem

evangeliſchen Superintendenten verboten , ein Kind zu beerdigen , welches

von einem katholiſchen Geiſtlichen getauft war , aber , weil der Vater

des Kindes evangeliſch war und die im § 5 des Geſetzes vom

10 . Mai 1867 vorgeſchriebene Erklärung über die katholiſche Konfeſſion

ſeines Kindes nicht abgegeben hatte , nach der Behauptung des Super —

intendenten der evangeliſchen Konfeſſion angehörte . Das Kind wurde

dann ohne jegliche Mitwirkung eines Geiſtlichen beerdigt .

Der Entwurf des Toleranzantrages enthielt urſprünglich

olgenden Artikel 12 ( reſp . 8) :

„ Die Abhaltung von Miſſionen der anerkannten Religionsgemein

laſſung zu deren Religionshandlungen , ſowie die Vornahme einer

Taufe , einer 55 Trauung oder eines kirchlichen Begräbniſſes

iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staats oder einer

anderen 35 oder von einer Anzeige bei ſolchen

Behörden unabhängig . “

Bei der Beratung in der Kommiſſion wurde jedoch dieſer Artikel

zurückgezogen und dafür beantragt , als Abſ . 2 zu Artikel 9 ( reſp . 5)

zu ſetzen : „ Die Aufnahme in eine ſolche Religionsgemeinſchaft , die

Vornahme von Religionshandlungen und die Abhaltung von religiöſen

Verſammlungen , ſowie die Zulaſſung zu dieſen Handlungen und Ver —

ſammlungen iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staates , der

politiſchen Gemeinde oder einer anderen Religionsgemeinſchaft oder

von einer Anzeige bei denſelben unabhängig . “ ( Komm. Druckſache

Nr . 9, XIV . Komm . 1903/05 . ) Durch dieſen Antrag ſind alle Be —

ſtimmungen zuſammengefaßt , welche ſich unmittelbar auf die Ausübung

der Religion beziehen . Die Beſtimmungen , welche ſich mittelbar auf

die Religionsübung beziehen , bleiben in Artikel 11 . Dieſer Antrag

fand eine ſehr erhebliche Mehrheit .
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§ 51 . Abhaltung von Miſſionen .

Der erſte und zweite T. - A. enthielten folgenden Artikel 13

( reſp . 9) :

„ Die Aufnahme in eine anerkannte Religionsgemeinſchaft , die Zu
ſchaften unterliegt keinerlei geſetzlicher Beſchränkung noch Hinderung . “

Nach Annahme des vorher erwähnten Antrages war dieſe Be —

ſtimmung überflüſſig geworden , da dieſer Antrag bereits die Freiheit

der Miſſionen garantiert .

Uns ſelbſt aber ſeien hier noch einige Ausführungen geſtattet .

Im Proteſtantismus hat man über die Miſſionen ganz entſetzliche Vor —

ſtellungen , beſonders gar , wenn ſie von Jeſuiten ( wie vor 1872 ) ab⸗

gehalten wurden . So ſchreibt Profeſſor Mirbt in ſeiner Broſchüre

gegen den T. ⸗A. :

„ Die Volksmiſſionen haben ſich durch die ſehr häufig mit ihnen

verbundene rückſichtsloſe konfeſſionelle Polemik als eine ſolche Gefähr —

dung des öffentlichen Friedens erwieſen , daß ſie ſelbſt in dem katho —

liſchen Bayern ſich nicht ſchrankenlos entfalten dürfen . “ ( S. 18. )

Es würde Profeſſor Mörbt ſehr ſchwer fallen , auch nur die Spur

eines Beweiſes für ſeine Behauptung zu erbringen ; jedenfalls wird in

ſämtlichen Miſſionspredigten eines ganzen Jahres in ganz Deuſchland

nicht 10 % an konfeſſioneller Polemik geleiſtet werden gegenüber dem ,

was ſich allein in einem mittleren Bundesſtaat am — Reformations⸗

feſt abſpielt ! Für letzteres können wir den Beweis antreten .

Aber noch toller iſt Profeſſor Dr . Kahl mit folgender Be —

hauptung : „ § 9 fordert die abſolute Freiheit der Miſſion in katho —

liſchem Sinn . Solche werden vielfach von Ordensgeiſtlichen , von

Jeſuiten , Redemptoriſten , Kapuziner u. a. abgehalten . Zur Steigerung

ihrer Wirkſamkeit werden ſie häufig in die breite Sffentlichkeit unter

freien Himmel verlegt . D

genehmigung und Staatsaufſicht geſtellt . Die geforderte Beſeitigung

jeder geſetzlichen Beſchränkung oder Hinderung würde den konfeſſionellen

Frieden auf das äußerſte gefährden . “ ( S. 37 . ) Mit dieſen leeren

Behauptungen hat ſich Profeſſor Kahl elegant in die Neſſeln ge —

ſetzt und jedenfalls klar bewieſen , daß er von dem Weſen der

aher ſind ſie bisher überall unter Staats⸗
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Miſſionen gar keine Vorſtellung hat . „ Zur Steigerung ihrer Wirk —

ſamkeit “ würden ſie in die „breite Offentlichkeit “ verlegt ! ! Darüber

lacht jedes katholiſche Schulkind ; nein , die Predigten finden nur dann

in der Gffentlichkeit ſtatt , wenn der Zuſtrom der Gläubigen ein der —

artiger iſt , daß das Gotteshaus überfüllt wird , daß ſelbſt die Polizei

ſich genötigt ſieht , einzuſchreiten . Aber Beichte und Sakramentsempfang

—und dieſe gehören auch zu der Miſſion , ſind ſie doch der Höhepunkt

und das Endziel derſelben — wurden noch immer innerhalb der Kirche

abgehalten !
Wenn nun derartig Unberufene ſich trotz ihrer Unkenntnis auf das

hohe Roß ſetzen , um über unſere Miſſionen zu urteilen , ſo darf es auch

dem Schreiber dieſer Zeilen geſtattet ſein , ſein Urteil abzugeben , das

wenigſtens auf Sachkenntnis beruht . Dreimal hatte ich in meinem

Leben das Glück , eine hl . Miſſion ganz mitzumachen ; dabei jedesmal

unter geänderten Umſtänden ; die erſte Miſſion fand in einer ganz

katholiſchen Gegend ſtatt , die zweite in der Hauptſtadt des „ gut pro —

teſtantiſchen “ Württemberg und die dritte in der — Reichshauptſtadt !

Die Miſſion wurde gehalten das erſte und zweite Mal von Kapuzinern ,

das dritte Mal von Redemptoriſten ! Auch darf ich noch anfügen , daß

auf meine Veranlaſſung hin ein — Jeſuitenpater 8 Tage apologetiſche

Vorträge in der Hauptſtadt des Schwabenlandes gehalten hat . Jeden⸗

falls wird man alſo mir nicht Sachkenntnis auf dieſem Gebiete ab —

ſtreiten können und nun muß ich jeden , der da ſagt , daß bei dieſen

Miſſionen auch nur ein Ton in konfeſſioneller Polemik gefallen ſei , als

einen ganz erbärmlichen Lügner bezeichnen ! Man ſage nicht :

das iſt ein Urteil eines einzelnen ! Frage ich meine Frau , meine

Verwandten und Bekannten , ſo höre ich überall dasſelbe Urteil ! Wo ich

hinkomme , ſprechen die Leute ganz ebenſo , aber es ſind nicht Profeſſoren ,

die in ihrer Schreibſtube dieſe Zerrbilder ausmalen , ſondern es ſind

Katholiken , die ſelbſt Miſſionen mitgemacht haben ! Wie lange noch

müſſen wir deutſchen Katholiken uns dieſe Verzerrung unſerer hl .

Einrichtungen gefallen laſſen ? Wenn man aber den Katholiken , die

man als Partei anſehen kann , aber doch hören muß , nicht unbedingt

Glauben ſchenken will , ſo glaube man doch den vielen unparteiiſchen
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Zeugniſſen aus liberalen Munde , die P. Duhr in ſeine „Aktenſtücke

zur Geſchichte der Jeſuiten - Miſſion in
ſ

( 1903 Herder⸗F
Preibenge

geſammelt hat ! Hier ſprechen liberale Blätter wie

„ Bad . Land heszeitung “ , „ Münch . All llg . Zeitung “ u. 0

ſelbſt Fürſt Bismarck ſich zugunſten der Miſſion aus und beto

daß nirgends eine Störung des konfeſſionellen Friedens eingetreten iſt .
So ſieht es in der Wirklichkeit aus ; die Hirngeſpinſte anderer ſind

eine Beleidigung für die deutſchen Katholiken !

riften der Staaten hierüber ? Dieſe ändern ar

unſerm Urteile gar nichts ? Es gab und gibt in Deutſchland auch

Staaten , die das Meſſeleſen verbieten , Prozeſſionen unterſagen uſw . ;
8wir haben es hier nur mit einem weiteren häßlichen Auswuchs des

Aber die Vorſe

Staatskirchentums zu tun ! Freilich werden in Preußen „ die Predigter
und das Verhalten der Miſſionare “ überwacht ( Erlaß v. 22 . 5. 1852

Der im preußiſchen Abgeordnetenhaus von den Abgeordneten v. Wald —

bott , Reichenſperger und Genoſſen Antrag , eine Adreſſe

Kan den Königzu richten , in welcher derſelbe gebeten werde , zu be⸗

5Miniſterialerlaß aufgehoben werde , iſt infehlen , daß der angeführte

Abgeordnetenhaus am 12. Februar 1853 mit 175 gegen 123 Stimmer

abgelehnt worden . In Bayern iſt bei Zuziehung ausländiſcher

Miſſionare eine ſtaatliche Genehmigung erforderlich (8. April 1852

in Württemberg eine vorherige Anzeige ( 24. 6. 1853 ) . Das war aber

der „ Dank “ jener Staaten an die Miſſionare , nachdem ſie in und nack

den Revolutionsjahren von 1848 das Volk zum Gehorſam zurückgeführ
hatten ! Die Weltgeſchichte iſt ja an ſolchen Beiſpielen nicht arm !

Artikel 9 hat demgemäß in der zweiten Toleranzkommiſſion fol

gende Faſſung erhalten :

§. 9.

O„ Religionsgemeinſchaften , deren Lehren und Satzungen den Reichs

ſtrafgeſetzen nicht zuwiderlaufen , iſt die freie und öffentliche Ausübung

der Religion geſtattet
Die Aufnahme in eine ſolche Religionsgemeinſchaft , die Vornahm

von Religionshandlungen und die Abhaltung von religiöſen Verſamm
Erzberger , Toleranz 17
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lungen , ſowie die Zulaſſung zu dieſen Handlungen und Verſammlungen

iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staates , der politiſchen

Gemeinden oder einer anderen Religionsgemeinſchaft oder von einer

Anzeige bei denſelben unabhängig .

Ihre Religionsdiener dürfen die Religionshandlungen bei allen

Mitgliedern der Religionsgemeinſchaft ausüben . “
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